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Juli 2020 

Sehr geehrte Mandantin, 

sehr geehrter Mandant, 

das Bundesfinanzministerium (BMF) hat eine weitere 

„Corona-Sofortmaßnahme“ ergriffen, die wir Ihnen vor-

stellen: Auf Antrag werden schon geleistete Vorauszah-

lungen für 2019 pauschal herabgesetzt. Außerdem hat 

das BMF auf länderspezifische Regelungen zu Lohn-

steuer-Anmeldungen reagiert. Wir fassen die bundes-

einheitliche Verwaltungsanweisung zusammen. Im 

Steuertipp geht es um den Werbungskostenabzug ei-

ner ehemaligen Geschäftsführerin, die für nicht abge-

führte, sie selber betreffende Lohnsteuer in Haftung 

genommen wurde. 

 
VERLUSTRÜCKTRAG  
Vorauszahlungen für 2019 können pauschal herab-
gesetzt werden 
 

Das Bundesfinanzministerium hat eine Herabsetzung 

bereits geleisteter Vorauszahlungen für das Jahr 2019 

ermöglicht. Krisenbetroffene Unternehmer und Vermie-

ter, die für 2019 noch nicht veranlagt worden sind und 

Steuervorauszahlungen geleistet haben, können sich 

die Vorauszahlungen für 2019 über einen pauschalen 

Verlustrücktrag zurückerstatten lassen. Diese Möglich-

keit besteht bis Ende März 2021 (bei Land- und Forst-

wirten: bis Ende November 2021). 

Voraussetzung ist, dass der Steuerzahler einen Antrag 

beim Finanzamt stellt, in dem er versichert, dass er auf-

grund der Corona-Krise für 2020 einen nicht unerhebli-

chen Verlust erwartet. Als pauschaler Verlustrücktrag 

darf ein Betrag von 15 % des Saldos der im Vorauszah-

lungsbescheid 2019 ausgewiesenen Gewinneinkünfte 

bzw. Vermietungseinkünfte geltend gemacht werden. 

Gedeckelt ist dieser Betrag auf 1.000 € (bei Zusammen-

veranlagung: 2.000 €). Das Finanzamt berechnet die 

Vorauszahlungen für 2019 dann unter Ansatz des Ver-

lustrücktrags und erstattet die zu viel geleisteten Vo-

rauszahlungen. 

 
 

ERKLÄRUNGSFRIST  
Lohnsteuer-Anmeldungen dürfen später abgegeben 
werden 
 

In weiten Teilen des Bundesgebiets sind Arbeitgeber 

durch das Corona-Virus unverschuldet daran gehindert, 

die monatlichen oder vierteljährlichen Lohnsteuer-An-

meldungen fristgerecht abzugeben. Die Finanzämter 

gewähren Arbeitgebern daher nun auf Antrag im Ein-

zelfall Fristverlängerungen zur Abgabe monatlicher o-

der vierteljährlicher Lohnsteuer-Anmeldungen während 

der Corona-Krise.  

Voraussetzung hierfür ist allerdings, dass der Arbeitge-

ber selbst oder der mit der Lohnbuchhaltung und Lohn-

steuer-Anmeldung Beauftragte nachweislich unver-

schuldet daran gehindert ist, die Lohnsteuer-Anmel-

dungen pünktlich zu übermitteln. Die Fristverlängerung 

darf maximal zwei Monate betragen. 

 
ANWENDUNGSERLASS  
Neue umsatzsteuerliche Behandlung von Miet- und 
Leasingverträgen 
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Das Bundesfinanzministerium (BMF) hat sich zur um-

satzsteuerlichen Behandlung von Miet- und Leasingver-

trägen als Lieferung oder sonstige Leistung geäu-

ßert.  

Die Mehrwertsteuersystem-Richtlinie enthält folgende 

Formulierung: „Mietvertrag, der die Klausel enthält, dass 

das Eigentum unter normalen Umständen spätestens 

mit Zahlung der letzten fälligen Rate erworben wird“. 

Schon 2017 hatte der Europäische Gerichtshof (EuGH) 

entschieden, wie diese Formulierung auszulegen ist. 

Nach der Rechtsprechung des EuGH müssen für die 

Annahme einer Lieferung zwei Voraussetzungen er-

füllt sein: 

 Zum einen muss der Vertrag, aufgrund dessen die 

Übergabe des Gegenstands erfolgt, ausdrücklich 

eine Klausel zum Eigentumsübergang an diesem 

Gegenstand vom Leasinggeber auf den -nehmer 

enthalten. Nach Auffassung des EuGH ist diese Vo-

raussetzung nur erfüllt, wenn der Vertrag eine Kauf-

option für den Leasinggegenstand vorsieht. 

 Zum anderen muss aus zum Zeitpunkt der Vertrags-

unterzeichnung objektiv zu beurteilenden Vertrags-

bedingungen deutlich hervorgehen, dass das Eigen-

tum am Gegenstand automatisch auf den Leasing-

nehmer übergehen soll, wenn der Vertrag bis zum 

Vertragsablauf planmäßig ausgeführt wird. 

Das BMF hat den Umsatzsteuer-Anwendungserlass an-

gepasst, weil er teilweise nicht in Einklang mit der 

EuGH-Entscheidung stand.  

Hinweis: Diese Grundsätze sind in allen offenen Fällen 

anzuwenden. Für Zwecke des Vorsteuerabzugs wird es 

jedoch für vor dem 18.03.2020 abgeschlossene Lea-

sing- und Mietverträge nicht beanstandet, wenn hier 

noch die alte Fassung angewandt wird. 

 
FRANCHISING  
Bonuszahlungen Dritter mindern den Vorsteuerab-
zug nachträglich 
 

Das Finanzgericht Münster (FG) hat entschieden, dass 

vom Franchisegeber an den Franchisenehmer weiter-

geleitete Bonuszahlungen den Vorsteuerabzug nach-

träglich mindern können. 

Im Streitfall war eine GmbH als Franchisenehmerin in 

ein Franchisesystem eingebunden. Die Franchisege-

berin handelte mit Lieferanten Konditions- und Rahmen-

vereinbarungen aus. Auf deren Basis erhielt die GmbH 

Rabatte und Bonuszahlungen. Diese Zahlungen richte-

ten sich nach dem Nettoumsatz aller von der Franchise-

geberin betreuten Abnehmer. Die Lieferanten zahlten 

die vertraglich vereinbarten Jahresboni an die Fran-

chisegeberin, die diese ungekürzt gegenüber der Fran-

chisenehmerin abrechnete. 

Das Finanzamt kürzte den Vorsteuerabzug, den die 

GmbH aus den Leistungen der Lieferanten in Anspruch 

genommen hatte. Die Klage dagegen hatte keinen Er-

folg. 

Das FG hat klargestellt, dass Bonuszahlungen zwar un-

streitig kein Entgelt für Leistungen der GmbH an die 

Franchisegeberin sind, aber zur Minderung des Vor-

steuerabzugs für die erhaltenen Warenlieferungen füh-

ren. Da die Bonuszahlungen nach dem Umfang der Lie-

ferungen bemessen und vollumfänglich weitergeleitet 

würden, bestehe ein unmittelbarer Zusammenhang die-

ser Zahlungen mit den Lieferungen der Lieferanten an 

die Franchisenehmer. 

Hinweis: Die Revision zum Bundesfinanzhof wurde 

nicht zugelassen. 

 
UNTERSTÜTZUNGSMASSNAHMEN  
Spendenabzug ist leichter möglich 
 

Infolge der Corona-Pandemie zeigt sich ein breites ge-

sellschaftliches Engagement: Viele Privatleute und Un-

ternehmen leisten Hilfe und unterstützen von der Krise 

besonders betroffene Mitmenschen. Das Bundesfinanz-

ministerium hat ein steuerliches Maßnahmenpaket für 

den Spendenabzug geschnürt, um diese Unterstüt-

zungsmaßnahmen zu fördern. Sprechen Sie uns gerne 

an, wenn Sie Fragen zum vereinfachten Zuwendungs-

nachweis, zum satzungsfernen Vereinsengagement, zu 

Zuwendungen aus dem Betriebsvermögen oder zu Ar-

beitslohnspenden haben. 

 
VORABENTSCHEIDUNG  
Ausübung des Zuordnungswahlrechts zum Unter-
nehmensvermögen 
 

Unternehmer können bei Anschaffung eines Gegen-

stands bzw. Gebäudes wählen, ob eine Zuordnung zum 

Privat- oder Betriebsvermögen erfolgen soll. Dieses 

Wahlrecht ist grundsätzlich bereits bei der Anschaffung 

auszuüben. Eine zeitnahe Zuordnung ist aber auch 

noch mit Abgabe der Umsatzsteuer-Jahreserklärung 

möglich, wobei zwingend die Abgabefrist (31.07. des 

Folgejahres) einzuhalten ist. 

Der Europäische Gerichtshof (EuGH) hat in mehreren 

laufenden Verfahren über diese bisherigen Vorgaben zu 

entscheiden. Strittig ist, ob die Frist unionsrechtlich ge-

rechtfertigt ist, und ferner, ob eine Zuordnung zum Pri-

vatvermögen erfolgen darf, soweit keine Anzeichen für 

eine unternehmerische Zuordnung vorliegen. 

In einem neuen Streitfall vor dem Bundesfinanzhof 

(BFH) unterhielt der Kläger einen Gerüstbaubetrieb. Er 

errichtete ein Einfamilienhaus mit einem Arbeitszimmer 

(Fertigstellung 2015). Erst in der im September 2016 

eingereichten Umsatzsteuer-Jahreserklärung für das 

Jahr 2015 - also nach Ablauf der gesetzlichen Abgabe-

frist - machte er für die Errichtung des Arbeitszimmers 

anteilig den Vorsteuerabzug geltend. Das Finanzamt 

versagte den Vorsteuerabzug wegen der nicht rechtzei-
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tig erfolgten Zuordnung des Arbeitszimmers zum Unter-

nehmensvermögen. 

Die dagegen gerichtete Klage hatte keinen Erfolg. Der 

Streitfall erreichte den BFH, der den EuGH angerufen 

hat. Nach den von ihm zur Zuordnungsentscheidung 

entwickelten Kriterien hält der BFH die Revision des 

Klägers in seinem Vorlagebeschluss für unbegründet. 

Zweifelhaft sei jedoch, ob ein Mitgliedstaat eine Aus-

schlussfrist für die Zuordnung zum Unternehmensver-

mögen vorsehen dürfe. Mit dem Vorabentscheidungser-

suchen soll zudem geklärt werden, welche Rechtsfolgen 

eine nicht rechtzeitig getroffene Zuordnungsentschei-

dung hat. 

Der EuGH muss sich nun erstmals mit der Frage ausei-

nandersetzen, welche Rechtsfolge eintritt, wenn ein Un-

ternehmer zwar ein Zuordnungswahlrecht hat, es aber 

nicht rechtzeitig ausübt. Jetzt ist eine einheitliche Frist 

festzulegen, die mit dem Unionsrecht vereinbar sein 

muss. Abzuwarten bleibt, ob der EuGH dem Grundsatz 

der steuerlichen Neutralität oder dem Grundsatz der 

Rechtssicherheit den Vorzug gibt. 

Hinweis: Dem Finanzamt sollte weiterhin rechtzeitig, 

also bis zum 31.07. des Folgejahres, die Zuordnung 

zum Unternehmen nachweisbar mitgeteilt werden. So-

fern diese Abgabefrist schon abgelaufen ist, können wir 

Bescheide im Hinblick auf die zu erwartende EuGH-Ent-

scheidung gerne offenhalten. 

 
INSOLVENZVERFAHREN  
Haftung des Geschäftsführers für nicht abgeführte 
Lohnsteuern 
 

Der Bundesfinanzhof (BFH) hat entschieden, dass sich 

ein Geschäftsführer nicht aus der Haftung herauswin-

den kann, wenn  

 die Eröffnung des Insolvenzverfahrens über das 

Vermögen seiner GmbH beantragt und  

 ein vorläufiger Insolvenzverwalter unter Anord-

nung eines allgemeinen Zustimmungsvorbehalts 

bestellt wurde.  

Laut BFH verbleibt die Verwaltungs- und Verfügungs-

befugnis in diesem Fall beim gesetzlichen Vertreter der 

GmbH. Der Geschäftsführer kann nicht auf seine dama-

lige Annahme verweisen, der vorläufige Insolvenzver-

walter werde seine Zustimmung zur Abgabentilgung oh-

nehin verweigern. Wegen der erhöhten Anforderungen 

an den Geschäftsführer in der Krise einer GmbH ist im 

Regelfall eine entsprechende Anfrage an den vorläufi-

gen Insolvenzverwalter erforderlich, deren Nachweis 

dem Geschäftsführer obliegt. 

 
 
 
 
 
 

WERTZUWACHS  
Wertpapierdarlehen als Gegenmaßnahme zur Weg-
zugsbesteuerung? 
 

Die Wegzugsbesteuerung ist mitunter ein großes steu-

erliches Hindernis für einen Umzug ins Ausland: Da-

nach wird der fiktive Wertzuwachs einer wesentlichen 

Beteiligung (≥ 1 %) an einer Kapitalgesellschaft be-

steuert, wenn man mindestens zehn Jahre in Deutsch-

land unbeschränkt steuerpflichtig gewesen ist und sei-

nen Wohnsitz ins Ausland verlegt. Für den Wegzug ins 

EU-Ausland und für Personen mit Rückkehrabsicht gibt 

es zwar umfangreiche Stundungsregelungen, die aber 

mit ebenso umfangreichen Melde- und Anzeigepflichten 

verbunden sind. Zudem bleibt das Gefühl, ständig ein 

Damoklesschwert über sich schweben zu haben. 

Um dieser Steuerlast zu entgehen, erdachte sich ein 

Geschäftsführer ein geschicktes Manöver: Vor dem 

Wegzug in die Schweiz schloss er mit seinem Bruder 

einen Wertpapierdarlehensvertrag ab. Nach diesem 

Vertrag ging das zivilrechtliche (und wirtschaftliche) Ei-

gentum an den Anteilen - im Streitfall waren es Aktien 

an einer inländischen AG - auf seinen Bruder (Darle-

hensnehmer) über. Letzterer war berechtigt, frei über 

die Anteile zu verfügen. Bei Ablauf der Darlehenslauf-

zeit musste er dem Darlehensgeber Aktien derselben 

Menge, Art und Güte (zurück-) übertragen. Als Gegen-

leistung für diese Wertpapierleihe hatte der Darlehens-

nehmer eine jährliche Vergütung von 12.000 € zu zah-

len. 

Nach Ansicht des Finanzgerichts Schleswig-Holstein ist 

das zivilrechtliche und wirtschaftliche Eigentum an den 

Anteilen auf den Bruder des Klägers übergegangen. Al-

lerdings beurteilte das Gericht den Anspruch auf (Rück-

)Übertragung der Anteile am Ende der Darlehenslauf-

zeit als Surrogat für die Anteile, das ebenfalls der Be-

steuerung unterlag. 

Hinweis: Jetzt bleibt abzuwarten, wie der Bundesfi-

nanzhof die Sache beurteilt, dort ist das Verfahren an-

hängig. 

 

NACHTEILSAUSGLEICH  
Entlastungsmaßnahmen beim Elterngeld auf den 
Weg gebracht 
 

Mit den Maßnahmen zur Eindämmung der COVID-19-

Pandemie wächst die Zahl von Eltern, die die Voraus-

setzungen für den Elterngeldbezug nicht mehr erfüllen 

können. Das Bundeselterngeld- und Elternzeitgesetz ist 

nicht auf diese besondere Situation zugeschnitten. Da-

her hat der Gesetzgeber befristete Regelungen ge-

schaffen, um Betroffene in der aktuellen Lebenslage 

weiterhin effektiv mit dem Elterngeld unterstützen zu 

können. Das Gesetz für Maßnahmen im Elterngeld aus 

Anlass der COVID-19-Pandemie sieht Folgendes vor: 
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 Ist es Eltern in systemrelevanten Branchen und Be-

rufen aufgrund der Herausforderungen während der 

COVID-19-Pandemie nicht möglich, ihre Elterngeld-

monate zu nehmen, können sie diese aufschieben. 

Eltern verlieren ihren Partnerschaftsbonus nicht, 

wenn sie aufgrund der Pandemie aktuell mehr oder 

weniger arbeiten als geplant. Das gilt auch, wenn 

nur ein Elternteil einen systemrelevanten Beruf aus-

übt. 

 Auf Antrag kann der Zeitraum vom 01.03. bis zum 

31.12.2020 bei der Berechnung der Höhe des El-

terngeldes ausgeklammert werden. Auch mittelbare 

Änderungen der Einkommenssituation zählen zu 

den Einkommensminderungen aufgrund der 

COVID-19-Pandemie. Die Ausklammerungsmög-

lichkeit ist auf die voraussichtliche Zeit der Krise be-

grenzt.  

 Einkommensersatzleistungen, vor allem Kurzarbei-

tergeld und Arbeitslosengeld I, die durch die COVID-

19-Pandemie bedingte Einkommenswegfälle aus-

gleichen, werden in der Zeit vom 01.03. bis zum 

31.12.2020 für die Höhe des Elterngeldes nicht be-

rücksichtigt. Beim Bezug solcher Leistungen in die-

sem Zeitraum kommt es für die endgültige Festset-

zung des Elterngeldes allein auf die Angaben an, die 

bei der Beantragung gemacht wurden. Diese Rege-

lungen gelten auch für Eltern, die nicht in systemre-

levanten Berufen arbeiten.  

 
STEUERTIPP  
Werbungskostenabzug auch für eigene Lohnsteuer 
möglich 
 

In einem vom Finanzgericht Hessen (FG) entschiede-

nen Fall war eine GmbH-Geschäftsführerin für nicht ab-

geführte, sie selber betreffende Lohnsteuer in Haftung 

genommen worden. Streitig war, ob die Aufwendun-

gen, die ihr dadurch entstanden waren, als Werbungs-

kosten zu berücksichtigen sind. Nach Ansicht des FG 

steht das grundsätzliche Abzugsverbot für Einkommen- 

und damit auch Lohnsteuer einem Werbungskostenab-

zug nicht entgegen. Von diesem Abzugsverbot würden 

nur eigene Steuerschulden erfasst. Dagegen handle es 

sich bei den von der Geschäftsführerin haftungsweise 

gezahlten Steuerbeträgen um die Entrichtungsschuld 

der von ihr vertretenen Gesellschaft. Insoweit sei die 

Zahlung infolge der Inhaftungnahme auf eine fremde 

Steuerschuld erfolgt. Letzteres ist Voraussetzung dafür, 

dass die Geschäftsführerin insoweit überhaupt für eine 

Pflichtverletzung in Haftung genommen werden kann. 

Durch den Werbungskostenabzug wird die Geschäfts-

führerin auch nicht bessergestellt. Ihr wurde ebenso wie 

den übrigen Arbeitnehmern nur der um die anzumel-

dende und abzuführende Lohnsteuer gekürzte Netto-

lohn ausgezahlt. Nachdem sie durch die Inhaftung-

nahme mit dem Lohnsteuerbetrag ein zweites Mal be-

lastet wurde, hält es das FG durchaus für mit dem Ge-

setzeszweck vereinbar, dass die Geschäftsführerin in 

einem solchen Fall den streitigen Betrag einmal als 

Werbungskosten abziehen kann. 

Hinweis: Das Finanzamt hat Revision beim Bundesfi-

nanzhof eingelegt. 

 

Mit freundlichen Grüßen 

Ihr Team der AWI TREUHAND 


